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die natürlich mit der Verbreitung des Groß­
bauembetriiebes übe.1ceinstimmt, 2ieigt Abb. J 
Ein Verigleich der Abb. 1, 2, 3 läßt auf den 
er,sten Blick erkennen, daß die Landarbeiter­
siedlung ein viel wirksameres Mittel' zur Be­
völkerungsverdichtung und zur Schaffung neuer 
Existenzen auch für Ostvertriebene ist als die 
sogenannte Bodenreform. Es ~st bedauerlich, daß 
dies bisher weder von ,den Regierungen, noch 
den Parteien oder auch den Bauern selber in ge­
nügendem Maße erkannt ist. Bisher hat nur die 
Arbeitsgemeinschaft der deutschen Bauernvereine 
die Landarbeitersiedlung in ihren Agrarreform­
vorschlag aufgenommen. Für die Landarbeiter­
stellen kommen in erster Linie Landarbeiter­
familien aus dem Osten in Frage. Ehemalige 
selbständige Bauern werden ,sich kaum dafür 
melden. So bleibt gerade ihr Schicksal dunkel 
und ungewiß. Und in dieser Lage hoffen sie auf 
die Rückkehr in ihre alte Heimat, die ihnen 
durch keine noch ,so rndikale Bodenreform im 
restlichen Deutschland jemal1s ernetztw:erden kann. 

Die Bodenr,eform kommt a1s Heilmittel nur 
insoweit in Frage, als ,sie mehr Menschen in 
produktiver Arbeit unterbringen kann. Es genügt 
auf die Dauer nicht, daß man ihnen eine Wohn­
stelle und etwas Land zum Gemüsebau gibt, auf 
dem sie dann noch mit Hilfe von Kaninchen­
haltung einen Zusatz zu ihren Lebensmittel­
rationen erzeugen. Unter produktiver ,Einglie­
derung in die Landwirtschaft ist zu verstehen, 
daß sie ais Bauern oder Landarbeiter nicht nur 

ihren vollen Nahrungsbedarf erzeugen, sondern 
darüber hinaus auch ein bescheidenes Geld-­
einkommen erzielen. Ohne ein solches können 
sie weder die Produktion noch ihren Konsum 
aufr!!cht erhalten. Diese Eingliederung i,st ferner 
als produkt,iv anzu,sehen, wenn sie .sich ohne 
große Reibungsverluste der bestehenden Struk­
tur der Landwirtschaft .anpaßt. Wir haben ge­
sehen, daß das am besten gewähdei,stet i,st, wenn 
eine Ansiedlung von Ostvertriebenen in der 
Form der Gutsrandsiedlung verbunden wird mit 
einer intensiven Landarbeitersiedlung auf den 
Großbauernhöfen. Beide Maßnahmen sind auf 
die Dauer sozial wertvoll und unbedingt wirt­
schaftlich produktiv. Dagegen i,st die gen •e -
r e 11 e Aufteilung der Güter bis auf ein kleines 
Restgut, da si,e ohne Unterschied gute und 
schlechte Betriebe erfaßt, aus soziologischen und 
wirtschaftlichen Gründen unerwünscht. Hier 
wird die wirtschaftliche Entwicklung der kom­
menden Jahre für eine Ausles,e sorgen und der 
Bodenreform und Ansiedlung einheimischer 
Landarbeiter und Bauernsöhne zahlreiche Güter 
zuführen. 

Wenn diese konkreten Betrachtungen auch 
manches Wunschbild der Bodenreformer zer­
stören, ,so bleiben doch genügend wichtig•e Auf­
gaben zu lö,sen; und es wäre besser, man kon­
zentrierte sich auf diese dringlichen praktischen 
Arbeiten, anstatt die Bodenreform zu einem 
politischen Zugstück und ideologischen Streit­
objekt zu machen. 

DAS DEUTSCHE AUSW ANDERUNGSPROBLEM 

H. Wilhelmy 

I. Die deutsche Schicksalsfrage 

Religiöse, politische oder wirtschaftliche Mo­
tive sind die Hauptursachen der Auswanderung. 
Um ihres Glaubens willen mußten die Hugenot­
ten unter Ludwig XIV. Frankreich verlassen 
und sich die Salzburg er Protestanten 17 3 1 eine 
neue Heimat suchen. Die Mennoniten wander­
ten um die halbe Wdt, aus Westpreußen nach 
Rußland und von .dort nach Kanada, bis sie 
schließlich in Paraguay eine Bleibe fanden. Ne­
ben den religiösen Beweggründen war es im 1 8. • 
Jahrhundert die Möglichkeit des leichten Er­
werbs einer eigenen Scholle, .die landlose Deut­
sche in die· menschenarmen Räume Ost- und 
Südosteuropas ziehen ließ. In den 48er Jahren 
des vergangenen Jahrhunderts und in jüngsten 
Zeiten trieben politische Verfolgungen die Men~ 
sehen aus der Heimat. 

Das Jahr 1854 war mit 2 5 2 ooo Auswande­
rern das Jahr der bisher stärksten Abwande­
rung aus Deutschland. Für die Zeit zwischen 
181 3 und 191 3 wird der deutsche Bevölkerungs­
verlust auf 6 Milfümen Menschen geschätzt, von 
dem die Hälfte auf die Periode von 1871 bis 
1913 entfällt, obwohl nach 1894 die jährliche 
Quote 40 ooo nicht mehr überisti.eg. Nach dem 1. 
Weltkrieg blieben die Auswandererzahlen zu­
nächst noch recht bescheiden: r 919 verließen 
etwa 3 ooo, 1920 nicht ganz 8 5 oo, r 92 1 schon 
23 ooo, 1922 über 35 ooo und 1923 - nun in 
sprunghafter Zunahme - über 11 5 ooo Men­
schen das Reichsgebiet. Es hatte also imme.rhin 
fünf Jahre gedauert, bis es zu einer regulären 
Massenauswanderung kam. 

Jetzt .stehen wiir wieder am Ein de ,eines verlore­
nen Krieges, und wieder ist der Blick des geschla­
genen Volkes nach auß•en gerichtet. Stärker denn 
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je lockt Tausende von Deutschen der Gedanke, 
aus der Hoffnungslosigkeit unseres täglichen Le­
bens, aus ,den Trümmern unserer z,erbombten 
Städte und aus der Ungewißheit unserer polifr­
schen Zukunft zu ,entfliehen, um irgendwo an 
einem fernen Gestade, .sei es auch unter harten 
und ungewohnten Bedingungen, ein neues Leben 
zu beginnen. 

Die Situation ist klar: auf einer iin vier Be­
satzungszonen zernissenen Fläche von 3 50 ooo 
qkm leben 60 bis 70 Millionen Menschen. Jeder 
Quadratkilometer deutschen Bodens mit seiner 
,schwerhe,schädigten Industrie und seiner infolge 
des allg,emeinen Mangels an Geräten und Dünge­
mitteln sinkenden landwirtschaftlichen Erzeu­
gung muß 200 Menschen ernähren. Selbst eine 
auf vollen Touren laufende Friedensproduktion 
würde dies bei nor:ma1en Verkehrsverhältnissen 
riicht leisten können. Besonder:s erschwert wird 
die allg.emeine Lage durch das Flüchtlingspro­
blem. 

Nach den Plänen der Alliierten sollten insge­
samt" 6 ,6 r Milliorrerr Deutsche aus- den Anlieger­
staaten ausgewiesen wet'den, und zwar 3,5 Mil­
lionen aus Polen, 2,5 Millionen aus der Tschecho­
slowakei, 500 ooo aus Ungarn und I 50 ooo aus 
Osterreich. Tatsächlich sind aber bisher allein aus 
den polnisch v,erwalteten Gebieten 6 ,2 5 Millio­
nen Deutsche in den vier Besatzungszonen ein­
getroffen. Dazu kommen noch 3,5 Millionen 
Flüchtlinge aus den anderen Ländern, so daß 
insgesamt rund 10 Millionen Heimatvertriebene 
in den vier Besatzungszonen untergebracht wer­
den mußten. Aber die größte Völkerwanderung 
der Weltgeschichte ist noch nicht abgeschlossen, 
denn in Polen und in dem polnischen Verwal­
tungsgebiet östlich der Oder-Neiße-Linie leben 
noch immer 3 5 o ooo, in der Tschechoslowakei 
und in Ungarn je 200 ooo, tin Dänemark 100 ooo 
und in Osterreich eine gleiche Zahl Deutscher 
aus Jugoslawien, mit deren Ausweisung noch 
zu rechnen •ist. , 

Der Zustrom dieser entwurzelten Flüchtlings­
massen hat die wirtschaftliche und soziale Struk­
tur der _Aufnahmegebiete weitgehend umgestal­
tet. Da der Bevölkerungszuwachs in einer Zeit 
schwerster wirtschaftlicher Not erfolgte und zu­
dem mehr hilfsbedürftige Menschen als produk­
tive Kräfte brachte, hat er die allgemeine Situa­
tion nicht v,erbessert, ,sondern nur verschlechtel't. 
Die altansässige Bevölkerung ,sieht in den Flücht­
lingen verständlicherweise unerwünschte und un­
bequeme Eindringlinge, deren Aufnahme allen­
falls theoretisch als chri,stliche Pflicht anerkannt, 
in der Praxis aber nur durch behördlichen Druck 
erreicht wird. Die durch genüg,end eigene Sorgen 
verhärteten Altansässigen bringen den Heimat­
vertriebenen wenig menschliches Mitgefühl und 
so gut wie nie ein wirtschaftliches Interesse ent-

gegen. So kommt eines zum anderen: die ent­
setzliche Überfüllung des im Frieden schon zu 
knappen und infolge des Bombenkrieges gewal­
tig verminderten Wohnraums, die Überbelastung 
aller Verkehrs- und Transportmittel und vor 
allem die unerträgliche Beanspruchung einer vtiel 
zu klein gewordenen Nährfläche. 

Eine nennenswerte Verbesserung der allgemei­
nen Lebensbedingungen iist seit 1945 nicht zu er­
kennen und auch 1in absehbarer Zeit noch nicht 
zu erwarten. Als unausbleibliche Folge dieser 
Lage erfaßt der Auswanderungsgedanke, der 
Wunsch, dem ewig unruhigen Europa endgültig 
den Rücken zu kehren, immer weitere Kreise der 
Bevölkerung, Insbesondere glaubt die Masse der 
Flüchtlinge nichts mehr verlieren, sondern in 
Übersee nur alles gewinnen zu können. Presse, 
und Rundfunkmeldungen über die Aufnahme­
bereitschaft einzelner Länder, die Tätigkeit 
al1entha1ben entstehender Auswandererorganisa­
tionen und privater Beratungsbüros tragen das 
iihrige dazu bei, für eine Auswanderung zu wer­
ben und haben so eine beträchtliche Unruhe in 
die Bevölkerung gebracht. 

Allen anders lautenden Gerüchten zum Trotz 
ist jedoch mit Nachdruck festzustellen, daß deut­
schen Staatsangehörigen das Verlassen des Reichs­
gebietes verboten ist. Die Verordnung Nr. 57 
der Militärreg,ierung sieht eine spätere Regelung 
des Auswanderungswesens durch den Alliierten 
Kontrollrat vor. Auswanderungssachen waren 
bis 194 5 Reichsangelegenheiten und gingen so 
nach dem Verfall der zentralen Reichsgewalt 
und dem Erlöschen der Reichssouveränität in 
den Zuständigkeitsbereich des Alliierten Kon­
trollrats über. Solange sich Deutschland im Zu­
stand des Waffenstillstandes befindet, ist mit 
einer Authebung der allgemeinen Auswande­
rungssperre nicht zu rechnen; denn erst der 
Friedensvertrag wird einmal zeigen, wie hoch 
der Anteil eines jeden Deutschen an der Repa­
rationsschuld des Reiches ist. Die Alliierten ha­
ben also ein Interesse daran, daß sich bis zum 
Friedensschluß möglichst wenig Deutsche dieser 
Verpflichtung entziehen. 

Ausrei,segenehmigungen werden daher deut­
schen Staatsang,ehörigen nur in einigen Sonder­
fällen gegeben. So können sich Kranke im Aus­
land behandeln lassen, wenn sie für ihren Fall 
in Deutschland keine ärztliche Hilfe finden. 
Ferner dürfen alte Leute und Kinder auswan­
dern, wenn sie in Deutschland keine Angehöri­
,gen mehr besitzen und nahe Verwandte im Aus­
land bereit sind, sich iihrer anzunehmen. Auch 
Frauen, die zu ihrem im Ausland lebenden Ehe­
gatten wollen und Angehörige besonders geneh­
migter philanthropischer Einrichtungen (Missio­
nare usw.) dürfen das Reichsgebiet verlassen. 
Weitere Auswanderungsmöglichkeiten ergeben 
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sich für solche Deutsche, die einen ausländischen 
Ehepartner haben oder im Ausland g.elebt haben 
und Kinder mit ausländischer Staatsangehörig­
keit besitzen. Deutsche Staatsbürger, die aus 
rassischen, religiösen oder poLitischen Gründen 
verfolgt waren, haben ebenfalls die Möglichkeit, 
ein Visum zu erhalten. Schließlich wird W:issen­
schaftlern und Spezialisten die Ausreisegenehmi­
gung erteilt, an deren Beschäftigung die Alliier­
ten selbst interessiert sind. Die zahlreichen Be­
stimmungen für verschleppte Personen (DPs) 
interes,sieren uns in diesem Zusammenhang nicht. 

Aus dieser übersieht des z. Zt. für eine .Aus­
wanderung in Frage kommenden Per.J,onenkrei.ses 
,ist zu ersehen, daß es sich dabei niemals um eine 
Massenauswanderung, .sondern immer nur um 
Einzelwanderungen handeln kann. Die Massen­
auswanderung aber ist das Ziel, von dem .sich 
Tausende entwurzelter Menschen eine Wende 
ihres persönlichen Schicksals und namhafte Po­
litiker eine Lösung des deutschen Problems ver­
sprechen. Andere haben ,sich .scharf gegen jegliche 
Form der Auswanderung gewandt. Die Argu­
mente beider Seiten verdienen Beachtung. 

_ II. Für und wider die Auswanderung 
Bis zum Beginn der Moskauer Konferenz im 

Frühjahr 1947 vertraten die vier Besatzungs­
mächte einheitlich den Standpunkt, daß kein 
arbeitsfähiger Deutscher, dessen Dienste für den 
Wiederaufbau gebraucht werden, Deutschland 
verlassen dürfe. Diese Einheit der Auffassungen 
bei den Alliierten durchbrach die Verkündung 
eines großen Auswanderungsplanes durch Bidault. 
Auf der Moskauer Konferenz erklärte der fran­
zösische Außenminister, daß das übervölkerte 
Deutschland mit seinen 200 Einwohnern je qkm 
gegenüber 75 in Frankreich und .62 in Polen 
eine beständige Gefahr für seine Nachbarn bilde. 
Frankreich sei bereit - so ergänzte er in einem 
Interview - bis zu einer halben Million Deut­
sche in Frankreich anzusiedeln und zu assimi­
lieren. Andere Staaten möchten dem französi­
schen Beispiel folgen. Bidault will mit. dieser Lö­
sung zwei Ziele erreichen, einmal den französi­
schen Bevölkerungsrückgang stoppen und zum 
anderen die Gefahren beseitigen, die er in dem 
deutschen Menschenpotential für die Zukunft 
sieht. Frankreich brauche Arbeitskräfte, während 
der deutsche Bevölkerungsüberschuß nur das 
Heer der Arbeitslosen und eines Tages vielleicht 
wieder ein Heer von Soldaten verstärken könne. 
t:s sind also weniger humanitäre Gesichtspunkte 
als Sorgen um die französische Sicherheit, die im 
Hintergrunde des Bidault-Planes stehen. 

Auf deutscher Seite ist Reichskanzler a. D. 
Dr. Luther der namhaft"este Fürsprecher einer 
Massenauswanderung nach Übersee. Auf einer 

interzonalen Tagung über Auswanderungs­
fragen in Rothenburg ob der Tauber (Juni 1947) 
legte er seine Gedanken dar. Luther sieht vier 
Wege der Überwindung der Lebensunfähigkeit 
Deutschlands, die er näher unter.sucht. Die ,erste 
Möglichkeit besteht in der dauernden Ernährung 
des deutschen Volkes auf der Grundlage von 
,,vorgestreckten" ausländischen Lebensmitteln. 
Es ,ist klar, daß ein solches „Existieren" von Zu­
teilungsperiode zu Zuteilungsperiode auf die 
Dauer unmöglich ist. Einen zweiten W.eg erblickt 
Dr. Luther in _der Rückgabe der deutschen Ost­
gebiete und einer Steigerung der Linländischen 
landwirtschaftlichen Erzeugung. Ob wir mit der 
Rückgabe des deutschen Ostens r,echnen können, 
müssen die Friedensverhandlungen erweisen, 
und bezüglich der Agrarproduktion ist bisher 
eher ein Rückgang als ,ein Fortschritt .zu ver-• 
zeichnen. Eine dritte Möglichk,eit zur Erweite­
rung uns.erer Lebensgrundlagen sieht er in einer 
Steigerung des Exports. So sehr er für jede 
Kraftanstrengung auf diesem Gebiet ,eintritt, so 
eindringlich warnt er jedoch vor einer Über­
,schätzung der sich bietenden Möglichkeiten. Ge­
legentlich höre man schon ausländische Stimmen, 
daß es für die Siegerntaaten „billiger" sei, das 
deutsche Volk mit Notrationen zu versorgen als 
die deutsche Konkurrenz auf dem Weltmarkt 
erneut zu ertragen. ,,Nach allem, was aus mensch­
licher Voraussicht gewinnbar ist", so .schließt 
Reichskanzler a. D. Luther, ,,kann das, was an 
Ernährung für die jetzige Bevölkerung Deutsch­
lands fehlt, durch Export nicht beschafft wer­
den, sondern es muß eine groß.e Auswanderung 
zu Hilfe kommen, damit das Volk in Deutsch­
land eine ausreichende Lebensgrundlage hat." 

Luther und andere Vertreter des Auswande­
rungsgedankeris sind also der Ansicht, daß 
Deutschland in seiner gegenwärtigen Struktur 
nicht lebensfähig ist und daß wenig Hoffnung 
besteht, diese Struktur in absehbarer Zeit zu än­
dern. Diese Lebensunfähigkeit - so läßt sich 
kurz zusammenfas,s.en - beruht darauf, daß 
nach Zerstörung und Ablieferung des größten 
T,eils der Industrieanlagen und nach Abtretung 
der agrarischen über,schußgebiete eine aus­
reichende Produktion zur Ernährung und V er­
sorgung der Bevölkerung mit Gebrauchsgütern 
nicht möglich ist. Ob .di,e Forderung der Rück­
gabe des deutschen Ostens erfüllt wird, ist unge­
wiß. Eine Exportsteigerung, die Deutschland 
lebensfähig machen könnte, hätte eine Indu­
.strialisierung zur Voraussetzung, deren Niveau 
über dem von 1938 liegen müßte. Das wäre 
aber nur mit Riesenkrediten, d. h. durch Liefe­
rung ganzer Industrieanlagen aus Amerika, 
möglich. De1itschland wäre a1so anstatt Repa­
rationen zu zahlen, auf lange Zeit Empfänger 
von Zuschüssen durch die Siegerländer. So scheint 
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nur ein letzter gangbarer Weg zu bleiben, näm­
li111 den Teil der Bevölkerung, der weder in der 
industriellen noch in der agrarischen Produktion 
beschäftigt werden kann, auswandern, d. h. 
dorthin g,ehen zu lassen, wo er arbeiten und sich 
selbst erhalten kann, anstatt als Wohlfahrts­
empfänger von den Resten ,eines erschöpften 
und immer mehr zusammenschrumpfenden Wirt­
schaftskörpers zu zehr,en. 

Aber muß man so schwarz in die Zukunft 
sehen? Kann di,e Auswanderung eine Rettung 
des deutschen Volkes und s-einer einzelnen Glie- -
der bringen? Muß man den Plänen Bidaults und 
Luthers widerspruchslos beipflichten? 

Zwei Tatsachen bestimmen die Lage auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt: das Angebot an pro­
duktiven Arbeitskräften i,st gering, die Zahl 
nichtarbeitsfähiger Greise, Frauen und Kinder 
hingegen außergewöhnlich groß. Millionen von 
gdallenen Männern im besten Alter und Kniegs­
gefangenen, die noch im Ausland festgehalten 
werden und der deutschen Wirtschaft fehlen, 
steht das durch den Flüchtlingsstrom vergrößerte 
Heer arbeitsunfähiger Untef'.stützungsempfänger 
geg-enüber. Daf'.aus ergibt sich, daß jede Art von 
Auswanderung, die nur Produktivkräfte erfaßt, 
Frauen, Kinder, Greise, Kriegsversehrte u. a. 
Arbeitsunfähig,e hingegen ausschließt, der deut­
schen Wirtschaft schadet. Eine Massenauswande­
rung darf nicht so aussehen, daß Landwirte und 
spezialisierte Industriearbeiter Deutschland ver­
lassen, ungelernte Kräfte, Kaufleute, Angestellte, 
Beamte und Intellektuelle dagegen in einem sei­
ner materiellen Produktionskräfte" beraubten 
Deutschland zurückbleiben. Au( diese Weise 
würde Deutschland erst recht zu einem Elends­
gebiet werden, die selektive Auswanderung mit­
hin unsere trostlose wirtschaftliche Lage verewi­
gen. Es darf mit anderen Worten allenfalls ein 
Teil der Bevölkerung abwandern, der in seiner 
sozialen Struktur einem Querschnitt durch die 
zurückbleibende Bevölkerung entspricht, nicht 
aber ein alleiniger Export von Arbeitskräften 
stattfinden, der ein noch tieferes Absinken des 
Lebensstandards der Zurückbleibenden verur­
sachen würde. Die Abgabe von Menschen als 
Reparationen ' lehnen wir ab. Menschen sind 
keine Ware. Darüber hinaus muß als ober,ster 
Gesichtspunkt immer die Freiwilligkeit der Aus­
wanderung stehen. 

Ob Deutschland eines Tages in der Lage ist, 
Facharbeiter in größerer Zahl abzugeben, läßt 
sich erst nach Rückkehr aller Kriegsgefangenen 
und nach einer endgültigen Festlegung des Um­
fangs der uns zugebilligten industriellen Betäti­
gung entscheiden. Setzt man die Demontagen 
fort und macht man aus Deutschland ein Export­
land von R o h s t o f f e n , dann würden aller­
dings genügend Arbeitskräfte für die Auswan-

derung frei werden. Eine solche Entwicklung 
bleibt uns aber hoffentlich er,spart; sie würde die 
Allüerten zu einer dauernden Ernährung des 
deut,schen Volkes zwingen. Gegenwärtig besteht 
trotz der Überbevölkerung in den beiden west­
lichen Zonen, so paradox es klingen mag, nicht 
nur Mangel an Facharbeitern, sondern auch an 
Hilfsarbeitern. Nach den Feststellungen des Zen­
tralamtes für Arbeit in Lemgo wurden z. B. im 
April 1947 in der britischen Zone 235 ooo offene 
Stellen besetzt, 364 ooo hingegen blieben unbe­
setzt. Für offene Stellen anerkannt vordring­
licher Art fanden sich 57 ooo Kräfte, während 
für 81 ooo Arbeitsplätze keine geeigneten Be­
werber zur V_ erfügung standen. In anderen Mo­
naten sah das Bild ähnlich aus, und dies bei einer 
augenblicklichen Kapazitätsausnutzung unserer 
Wirtschaft, die infolge Rohstoffmangels oder 
fehlender Lizenzen erst -zwischen 20 und 300/o 
liegt. Wir müssen aber, um leben zu können, 
eine Steigerung der Produktion erreichen, wer­
den also dann erst recht unter dem Mangel an 
Arbeitskräften zu leiden haben. Aus diesen 
Gründen fordert das Verwaltungsamt für Wirt­
schaft ,in Minden nicht nur schärfste Unterbin­
dmig der Auswanderung, ,sondern darüber hin­
aus baldmögliche Rückkehr aller Arbeitskräfte, 
die sich noch außerhalb Deutschlands befinden. 
Das bereits bestehende Mißverhältnis zwischen 
Unterstützungsempfängern und denen, die pro­
duktiv arbeiten, dürfe keinesfalls durch die- Ab­
wanderung einsatzfähiger Kräfte noch vergrö­
ß,ert werden. 

Gegen eine Auswanderung spricht weiterhin 
die Tatsache, daß sich auf dem Arbeitsmarkt 
immer deutlicher eine Überalterung des männ­
lichen Bevölkerungsteils bemerkbar macht. Die 
Jahrgänge zwischen 20 und 3 5 Jahren sind durch 
den Kri,eg schwer dezimiert und stellen heute 
di,e fühlbarste Lücke ,in unserem Bevölkerungs­
aufbau dar. Den überlebenden dieser Alters­
klasse fehlt meist eine gute fachliche Vorbildung. 
Sie und enst !'.'echt die geburtenarmen Jahrgänge 
1926 bis 1934, mit denen der Wiederaufbau der 
deutschen Wirtschaft durchgeführt werden muß, 
bedürfen einer gründlichen Schulung. Die Aus­
bildung junger Fachkräfte soll aber uns und 
nicht dem Auslande zugute kommen. 

Die bedeutsame Tatsache, daß die Einwande­
rungsländer genau die gleichen Berufsgruppen 
brauchen, an denen auch bei uns Mangel herrscht 
oder in Zukunft herrschen wird, hat bei den 
Länderregierungen der britisch-amerikanischen 
Zone - unbeschadet der nach wie vor vertrete­
nen Auffassung, daß Auswanderungsangelegen­
heiten Reichssache und nicht hizonale oder Län­
del"sache sind - zwei Fragen .in den Vorder­
grund der Erörterungen gestellt: 
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1. Soll eine zukünftige Auswanderung einer be­
hördlichen Genehmigung bedürfen, und 

2. ist nach Aufhebung des Ausreiseverbots durch 
die Alliierten von deutscher Seite eine staat­
liche Planung, Lenkung und Überwachung der 
Auswanderung erforderlich? · 

Zu Punkt I Liegt eine klare Stellungnahme 
dur~h den Abteilungsleiter Dr. Scholz vom Ver­
waltungsamt für Wirtschaft .in Minden vor, der 
schärfste Unterbindung der Auswanderung, also 
ein glattes Verbot der Auswanderung fo11dert. 
Die meisten Landesregierungen .sind ebenfalls 
gegen eine Auswanderung, wenn sie auch ,ihren 
Standpunkt nicht in gleicher Schärfe formulieren. 
Mög.en auch unsere verantwortlichen Männer 
von tiefer Sorge um den Wiederaufbau der deut­
schen Witschaf t erfüllt .sein, .so würde doch ein 
V erbot oder eine offizielle .scharfe Drosselung 
der Auswanderung gegen ein fundamentales 
Menschenrecht ver.stoßen, nämlich gegen das 
Recht des Individuums zur freien Wahl seines 
Wohn- und Arbeitsplatzes. Wir haben uns in 
den vergangenen 1 2 Jahren so sehr daran ge­
wöhnt, unser per.sönliches Leben den .staatlichen 
Interessen unterzuordnen und sind auch seit 
1945 durch Maßnahmen der Militärreg,ierung 
und deutscher Behörden ,so sehr in unserer Frei­
zügigkeit beschränkt worden, daß wir uns schon 
fast mit einem Verzicht auf dieses Grundr;echt 
abgefunden haben. Aber unsere verantwortlichen 
Politiker sollten sich wohl überlegen, ob sie eine 
fortdauernde Einschränkung der Freizügigkeit 
mit ihrem demokratischen Gewissen vereinbaren 
können. Viele Gegner des überwundenen Sy­
stems scheinen gar nicht zu merken, wie sehr 
ihre Anordnungen den früheren entsprechen. 
Man wird mir entgegnen, daß die unumgäng­
lichen Erforderni,sse des wirtschaftlichen Wieder­
aufbaues zu einer gewissen Einschränkung dieser 
Grundrechte im Interesse der Allgemeinheit be­
rechtigen. Gut, aber die Auswanderung ist an­
derer.seits ein natürliches, völkisches Regulativ, 
das von staatswegen nicht völlig unterbunden 
werden sollte. 

Abgesehen von diesen grundsätzlichen Beden­
ken bleiben Auswanderung.sverbote oder Geneh­
migungsvorbehalte deutscher Behörden solange 
unwirksam, wie die Besatzungsmächte von sich 
aus nach freiem Ermessen For.scher, Wissen­
schaftler, Techniker und Wirtschaftler als un­
sichtbare Reparationen aus Deutschland abziehen 
können, um zukünftige deutsche Leistungen für 
sich auszunutz.en. 

Stellungnahmen der deutschen Parteien zum 
Auswanderungsproblem liegen meines Wissens 
bisher nicht vor. 

Die zweite Frage nach dem Erfordernis einer 
Planung, Lenkung und Überwachung der Aus-
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wanderung läßt sich nicht allein aus der gegen­
wärtigen Situation heraus beantworten. Ein rei­
cher Erfahrungsschatz aus der Zeit von 1 9 c 9 bis 
1939 steht uns zur Verfügung und bedarf einer 
kritischen Auswertung. 

III. Lenkung und Beratung der Auswanderer 

Mag eine Auswanderung für Deutschland 
wünschenswert .sein oder nicht, mag sie von den 
Behörden genehmigt, beschränkt oder verboten 
werden, sie wird legal oder illegal vor sich ge­
hen. Der Emigrant von 1933-39 fand den Weg 
iins Ausland, und - sollten die deutschen Gren­
zen auf Jahre hinaus geschlossen bleiben - es 
wird auch in Zukunft Möglichkeiten geben, der 
Heimat den Rücken zu kehren. Menschen,· die 
einer Idee, einem Phantom, ,einer Illusion nach­
jagen, sind kaum zu halten und nur ,schwer zu 
belehren. Es sind nicht die Schlechtesten, eher 
die Besten und Tüchtigsten, die heraus wollen 
aus der Enge der Heimat, die glauben, .sich eine 
W:elt erobern zu können. Aber sie sind meist 
unerfahren und unwissend; darum bedürfen sie 
der Führung und Beratung. 

Der Gegensatz zwischen dem heutigen Leben 
in Deutschland mit der fast begrabenen Hoff­
nung auf eine Wiederkehr normaler Verhält­
nisse, mit dem .sich täglich erneuern~en Kampf 
um die Beschaffung notwendigster Existenz­
mittel, mit dem Verzicht auf alles, was das Le­
ben erst lebenswert macht - dieser Gegensatz 
zwischen dem grauen Alltag unserer Tage und 
einem freien Leben an neuen Ufern, läßt bei 
vielen Menschen einen Wunschtraum entstehen, 
den Wunschtraum auszuwandern. Mag auch dies 
neue Leben im fernen Land Mühe und Arbeit 
bringen - davor schreckt kaum einer zurück -
,so bietet es dafür doch auch in der Vorstellung 
des vom Fernweh geplagten Europäers Auf­
stiegs- und Entwicklungsmöglichkeiten. In die­
sem festen Glauben an ,die Sicherheit des Erfol­
ges liegt aber eine große Gefahr: der Wunsch­
traum wird zur Illusion der Fremde. 

Fast jeder deutsche Mann hat sich seit dem 
Ende des Krieg,es -einmal mit dem Auswande­
rungsproblem beschäftigt. In der Gefangenschaft, 
im Freundes- und Verwandtenkreis wfrd darüber 
diskutiert, auf dem Atlas der weite Bogen der 
Breitengrade verfolgt: nach New York, Buenos 
Aires, Kapstadt und Sidney. Berlin, Leipzig, 
München oder Hamburg scheinen nicht mehr als 
jene Städte in fremden Erdteilen zu liegen. Man 
hofft draußen Chancen zu finden, die es inner­
halb der Zonengrenzen nicht mehr gibt. Alle 
sehnen sich nach einer besseren Zukunft in 
Amerika, Afrika oder Australien, v i e 1 e haben 
einen Plan, den sie einmal verwirklichen woUen, 
aber nur w e n i g e greifen zu Büchern, um sich 
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zu unterrichten und nur e i n i g e ble;iben übrig, 
wenn das erste Feuer der Begeisterung verglom­
men ist, denen es wirklich ernst mit der Aus­
wanderung ist. Urwaldroden scheint ihnen ver­
lockender als Städteaufbau, südafrikanische Berg­
werke strahlen mehr Glanz aus als der Kohlen­
pott an der Ruhr, Heuschreckenschwärme ,schei­
nen wenig-er .gefährlich als die Schlangen vor den 
Bäckerläden. Aber seien wir doch ehrlich: wer 
von uns, der das Glück hat, nicht ausgebombt 
oder Ostflüchtling zu sein, wäre tatsächlich be­
reit, wenn ihm heute eine Schiffskarte zuflöge, 
in kürzester Fri,st seinen Hausstand aufzulösen, 
alle die vielen liebgewordenen Dinge zu verkau­
fen und Deutschland zu verlassen, um in Para­
guay ein Stück Urwald zu kultivieren oder Ar­
beiter in einer südafrikanischen Fabrik zu wer­
den? Wer will als Siedler in die Champagne 
gehen, als Melker nach Ulster, als Bergmann in 
die Kohlengruben von Bethune oder Wales? 
Wunschtraum und konkrete Wfrklichkeit unter­
scheiden sich doch oft recht wesentlich. Das ha­
ben die deutschen Kriegsgefangenen erlebt, die 
tatsächlich über solche Angebote zu entscheiden 
hatten. Nur wenige wollten als freie Arbeiter 
dort bleiben, wo sie zuvor als Gefangene sein 
mußten. War der Ort :ihres Zwangsaufenthaltes 
ihnen bis zum Überdruß verleidet? Trieb Heim­
weh sie nach Deutschland? Und werden sie ,etwa 
- zu Hause eines Besser,en belehrt - bitter be­
reuen, ,nicht geblieben zu sein? Zweifellos steckt 
hinter der Ablehnung derart•iger Angebote mehr 
als unklare Sentimentalität, nämlich das Gefühl, 
im fremden Land auf Jahre hinaus, vielleicht 
auf Lebenszeit, ein mehr oder minder gedulde­
ter Ausländer zu sein. Er muß befürchten, daß 
jeder Betrieb ihn, den Fremden, bei Arbeitsman­
gel zuerst entläßt. Die Gewerkschaften oder 
die Arbeitskollegen werden das selbst gegen den 
Willen des Unternehmers erreichen. Als Lohn­
arbeiter wird dem Einwanderer immer das typi­
sche Proletarierschicksal beschieden sein, der „in­
dustriellen Reservearmee" anzugehören. Als 
mittelloser Landarbeiter oder Siedler wird er 
,sein Leben lang ZU einer Existenz der Selbstaus­
beutung verurteilt sein. 

Das gilt, mögen auch die Aussichten für ein­
zelne gesuchte Spezialisten günstiger sein, · für 
jede Art von Mas.senauswanderung, wie sie -etwa 
der B i d au 1 t - Plan propagiert. Es ist durch­
aus zu begrüßen, daß die französische Regierung 
die Alternative so klar herausgestellt hat: ent­
weder ein hoher industrieller Standard - oder 
aber ein drasti,scher Abbau der Bevölkerungs­
zahl. Unsere Antwort auf den Plan Bi da u 1 t s 
und die in Paris zwischen der französischen Re­
gierung und einer Sonderdelegation der USA. 
geführten Verhandlungen über die Anwerbung 
von zunächst 10-100 ooo deutschen Zivilar-

beitern in der amerikanischen Zone kann nur 
lauten: gebt uns ein ausreichendes Friedenspo­
tential an Industrien, dann kann Deutschland 
auch ohne Auswanderung bestehen. 

Bis die Frage des .endgültigen - Umfangs der 
uns zugebilligten industriellen Betätigung ge­
klärt i,st, können die für den deutschen Arbeits­
einsatz verantwortlichen Männer eine Massen­
auswanderung u111möglich befürworten. So :ist 
denn auch bei allen Landesregierungen der bei­
den W,estzonen deutlich die Tendenz erkennbar, 
in der Bearbeitung von Auswanderungsfragen 
auf der Stelle zu treten und bei allen Vorstößen 
<>.uswanderungslustiger Kreise eher zu bremse!l 
als zu animieren. Außer den genannten Gründen 
zwingt die immer wieder zu betonende Rechcs­
lage: ,,Auswanderung ist Reichssache und nicht 
Zonen- oder Ländersache" die Landesregierun­
gen zur Zurückhaltung. Das Reich wfrd aber 
mangel eigener Souveränität durch den Alliierten 
Kontrollrat repräsentiert, der allein di,e entschei­
denden Gesetze in Auswanderung,sangelegen­
heiten erlassen kann. Er:st nach dem Friedens­
,schluß wird es wieder eine deutsche Soµveräni­
tät und damit die Möglichkeit zur Erlangung 
von Reisepäs.sen und deren Visierung durch di­
plomatische Vertretungen geben. 

Aug-enblicklich haben nur Kaufleute die Mög­
lichkeit, anstelle des Reisepasses ein Military 
Exit Permit zu erhalten, das nach erfolgter 
Visierung durch die zuständig-eo Konsulate zur 
Durchführung von Geschäftsreisen ins Aus­
land berechtigt. Devisen stellt in solchen Fällen 
die Joint Export Import Agency (JEIA) zur 
Verfügung. Daß es heute noch keine nennens­
werte deutsche Auswanderung gibt, ist im übri­
gen ganz gut, ,eingedenk der Mahnung eines 
englischen Sprechers: ,,Wer heute aus Deutsch­
land auswandert, wird als einzelner gegen Mei­
nung und Erinnerung ankämpfen müssen, die er­
folgreich nur durch die Gtsamtanstrengung des 
deutschen Volkes in der Heimat überwunden 
werden können." 

Die vorläufig noch geringe Neigung der Län­
derr,egierungen, eine zukünftige Auswanderungs­
bewegung zu· unter.stützen, scheint iim Wider­
spruch zur Sorge um die Unterbringung und Be­
schäftigung der deutschen Ostflüchtlinge zu ste­
hen. Auf der Segeberger Konferenz der Fachmi­
nister für das Flüchtlingswesen im Juli 1947 
brachten die Vertreter der beiden Westzonen 
übereinstimmend zum Ausdruck, daß trotz· einer 
zu erstrebenden gleichmäßigen Verteilung der 
Flüchtling.smassen auf dem Wege eines allge­
meinen innerdeutschen Ausgleichs eine Endlö­
sung nur durch Rücksiedlung des Hauptteils der 
Ostvertriebenen ,in ihre alte Heimat möglich sei. 
,,Diese todernste Forderung", et'.klärte der schles­
wig-holsteinische Landesminister A r p , ,,hat 



H. Wilhelmy: Das deutsche Auswanderungsproblem 115 

nichts mit .einem neuen deutschen Nationalismus 
zu tun". Bevor also rnicht die Frage der deut­
schen Ostgrenze endgültig geklärt ist, können die 
verantwortlichen Staatsmänner einem Ausschei­
den der Ostflüchtlinge aus dem deutschen Volks­
körper nicht zustimmen. Sich ihrer durch eine 
Massenauswanderung zu entledigen, wäre über­
dies gar nicht möglich, da die Einwanderungs­
länder nur zur Aufnahme von arbeitsfähigen 

_Menschen, allenfalls mit deren Angehörigen be­
reit sind, sich aber nicht für Flüchtling.sgruppen 
interessieren, die vorwiegend aus Frauen, Kin­
dern · und alten Leuten bestehen. 

Für die wesentlich kleinere Zahl solcher 
Flüchtlingsfamilien ländlicher Herkunft, di,e sich 
durch Rückkehr der Männer aus der Gefangen­
schaft wieder vervollständigt haben, werden sich 
durch die bevorstehende Bodemeform gewisse 
Siedlungsmöglichkeiten ergeben, über der,en Um­
fang allerdings im Augenblick noch kein klares 
Bild zu gewinnen ist. 

Eine Sonderstellung unter den Heimatvertrie­
benen nehmen die deutschsprachigen Flüchtlinge 
fremder Staatsangehönigkeit ein, die gleichfalls 
ihre alten Wohnsitze verlassen mußten, und 
z. Zt. im Reichsgebiet über alle Zonen verstreut 
sind. Ihre Zahl dürfte .sich etwa auf r, 5 Mill. 
belaufen. Diese Ausländer deutscher Abstam­
mung - Volksdeutsche in der bisher1gen T er­
minologie - haben z. T. seit. Jahrhunderten 
außerhalb Deutschlands in geschlossenen Grup­
pen gelebt und .sind erfahrungsgemäß nur schwer 
in das innerdeutsche Leben einzugliedern. Um­
gekehrt eignen sie sich als Auswanderer - ihre 
Vorfahren waren ja auch schon Kolonisten -
meist besser als B:innendeutsche. Sie sind das 
Zusammenleben mit anderen Völkern gewohnt 
und oft - mehrsprachig. Auf dem Gebiete der 
Selbsthilfe und Selbstverwaltung v,erfügen sie 
über große Erfahrungen. Da es sich bei ihnen 
vorwiegend um Bauern, Landarbeiter und 
Handwerker handelt, werden die Aufnahme­
länder an ilinen besonders inter,essiert sein. Ihre 
fremde Staatsangehörigkeit w,ird ihnen mögli­
cherweise das Verlassen des Reichsgebietes er­
leichtern. 

K,eine Bedenken können deutscherseits gegen 
d1e sog,enannt,e Nachwan.d.e.rung erhoben wer­
den. Es handelt .sich dabei um die Auswande­
rung einzelner Personen, die bereius Angehörige 
im Ausland besitzen und von diesen zur Über­
siedlung aufg.efordert werden. Die Zukunft die­
ser Einzelwanderer ist damit verhältnismäßig 
gesichert, und ·'keine deutsche Behörde sollte 
durch ,eine Beschränkung der Freizügigkeit ,sol­
chen Auswanderungswilligen den W,eg verbauen. 
Die Alliierten· selbst haben, wie schon ausg,e­
führt, bereits jetzt in derartigen Fällen die Aus­
reise freigegeben. 

· Wenn auch infolge der allgemeinen Grenz­
sperre eine Auswanderung größeren Stils noch 
nicht stattfinden kann, so zwingt doch der 
Bidault-Plan als erster Vor.stoß in dieser Rich­
tung die deutsche Offentlichkeit ,sich mit die­
sem Fragenkreis auseinanderzusetzen. Eine be­
hördliche Planung oder Förderung der Auswan­
derung ist - aber nach dem Gesagten vorläufig 
nicht zu erwarten, da di,e beiden für alle bevöl­
kerungspolitischen Entschlüsse wichtigsten Fra­
gen: Umfang der Industrie und Verlauf der . 
deutschen Ostgrenze - erst auf der Friedens­
konferenz beantwortet werden. überdies könnte 
der Staat nur dann eine Auswanderung offiziell 
.empfehlen, wenn sich ,die Einwanderungsländer 
zur Aufnahme von Deutschen aller Berufe und 
jeden Alters, Geschlechts und Familienstandes 
bereit erkläi,en würden. Sie müßten darüber 

'hinaus die Gleichbei,echtigung der Einwanderer 
mit den eigenen Landeskindern garantieren, 
während z. Zt. noch iu befürchten ist, daß deut­
sche Einwanderer im allgemeinen nur solche 
Arbeitsplätze erhalten, für die sich bei hohem 
Arbeitseinsatz und geringem Verdienst die ein­
heimische Bevölkerung nicht in ausreichender 
Zahl zur Verfügung stellt. Es li,egt auf der 
Hand, daß einem besiegten Volk solche Zu­
sicherungen vorläufig kaum g,egeben werden und 
deutsche Behörden daher eine amtliche Propa­
gierung der Auswanderung nicht verantworten 
könnten. Es verbleibt daher dem Staat nur die 
Aufgabe, in Auswanderung,sangelegenheiten auf­
zuklären und zu beraten. 

Die zentrale Behörde für alle Auswande­
rungsfragen war in der Zeit zwischen den beiden 
Kriegen das Reichswanderung,samt, das r 924 
in ,eine „Reichsstelle für das Auswanderungs­
wesen" umgewandelt wul.'de. Gleichzeitig mit 
dieser Umorganisation wurde ,der amtliche Cha­
rakter der r 9 r 9 eingerichteten Beratungsstellen 
geändert. Sie galten fortan als halbamtliche, 
nach außen hin private Stellen. Für dies,e Um­
wandlung und die Wahl der halbamtlichen 
Form .sprachen mehrere Gründe. Einmal zeigte 
sich bei den Amwanderungswilligen eine aus­
gesprochene Abneigung geg,en die Beratung 
durch Behörden. Die Bevölkerung verdächtigte 
die „Bürokratie", nicht rein sachliche, sondern 
tendenziöse Urteile über die Zielländer abzu:!" 
geben. Es fehlte also das Vertrauen zur Bera­
tung, wodurch diese wirkungslos wurde. Ande­
rerseits sprachen außenpolitische Gründe für die 
halbamtliche Form. Um die Auswanderer vor 
Fehlentscheidung,en zu bewahren, mußten na­
turgemäß hestimmte Länder empfohlen, andere 
an zweite oder dritte Stelle gesetzt und schließ­
lich auch von der Auswanderung in ein2ielne 
Länder abgeraten werden. Für solche W arnun­
gen wal'en neben klimatischen Gründen zuweilen 
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die wirtschaftlichen oder politischen Verhält­
nisse in den Einwanderungsländern maßgebend, 
wie schlechte Währung, soziale Spannungen, po­
litische Unbeständigkeit, unzulängliche Organi­
sation der Wirtschaft und des V,erkehl'.s, beson­
dere Abneigung gegen Deutsche oder ähnliche 
Erscheinungen, die nicht verschwiegen werden 
,durften, weil sie das Fortkommen des Einwan­
derers .im neuen Land entscheidend beeinflussen. 
Die Abgabe ungünstiger Urteile über fremde 
Staaten und Völker .in amtlicher Form ist aber 
aus Gründen des polit.ischen T ahes zu ver­
meiden. 

Ebenso abzulehnen ist die rdn p6vate Aus­
wanderungsberatung, da sie keine Gewähr für 
sachliche Zuv,erlässigkeit bietet. Sie würde 
Schwindelunternehmungen Tür und Tor öffnen. 
Aus diesem Grunde wurde bereits im Februar 
1924 von der Reichsregierung eine „Verordnung 
geg,en Mißstände im Auswanderungswesen" er­
lassen, die bis zum heuti,gen Tag.e in Kraft ist. 
Sie besagt, daß die gewerbsmäßige Erteilung 
von Auskunft oder Rat über die Aussichten der 
Auswanderung, namentlich über di.e Lebens-, 
Arbeits- und Niederlassungsbedingung,en im 
Ausland, untersagt ist. Auch die private, also 
nicht gewerbsmäßig,e und unentgeltliche Aus­
wanderungsberatung macht sie von einer Er­
laubnis der Landesbehörden abhängig. Sie kann 
erteilt werden, wenn ein Bedürfnis dafür be­
steht und wenn die Auskunftserteilung durch 
sachkundige Personen gewährleistet ist. Die an­
deren Abschnitte des Gesetzes beschäfo.gen sich 
mit dem Aufs.ichtsi;echt des Staates über Gesell­
schaften, Genossenschaften, Vereine oder Ein­
zelpersonen, die die Ansiedlung von Auswan­
derungswillig,en im Ausland oder die Unter­
bringung von AuswanderungswilLigen im Wirt­
schaftsleben des Auslande.s beabsichtigen und zu 
diesem Zweck eine Werbung durch Wort und 
Schrift betreiben. Derartige Unternehmungen 
sind zu verbieten, wenn eine Schädigung des 
Gemeinwohls, insbesondere eine Irreleitung und 
Ausbeutung der Auswanderungswilligen zu be­
fürchten ist. 

Di,es,es Gesetz hat sich in früheren Jahren 
außerordentlich bewährt und bereits jetzt wieder 
eine Handhabe für die Schließung zahlreicher 
privater Auswanderungsbüros abgegeben, die wie 
in den Jahren 1919 bis 1924 gleich Pilzen aus 
der Erde schieß-eo. Aber mit .solchen Verboten 
ist es. alleine nicht getan, denn das Bedürfnis 
für eine sachkundige AuswanderungsberatJung 
ist trotz des Fehlens praktischer Auswande­
rungsmöglichkeiten zweifellos groß. Die Zahl 
der Auskunfts.suchenden geht in die Hundert­
tausende. Sie überlegen schon jetzt, wohin sie 
einmal woUen, prüfen systematisch di,e Kon­
tinente und Staaten, ob ,sie sich zum Aufbau 

einer neuen Existenz für sie -eignen. Da es noch 
keine deutschen Beratung,sstellen gibt, wenden 
sie sich an die inoffiziellen konsularischen V er­
treter, an die Dienst,stellen der Besatzungsmächte 
und an die deutschen Behörden, .um etwa.s über 
die sich ihnen bietenden Möglichkeiten und Aus­
sichten zu erfahren. Auswanderungspolitisch ge­
s,ehen siind solche Bittschriften unerwünscht, denn 
sie erwecken den Eindruck, daß die Auswande­
rer ,die Nehmenden und nicht die Gebenden 
,seien. Die Geschichte der · deutschen Auswande­
rung hat aber hundertfach erwiesen, daß die 
fremden Völker und Staaten die eigentlichen 
Gew1inner sind und der persönliche Nutzen für 
den Auswanderer meist sehr zweifelhaft ist. 

Die Schwierigkeit bzw. die Unmöglichkeit, 
sich in Deutschland zuverlässig zu informieren, 
hat zur Aufnahme einer reg-en Korrespondenz 
mit Verwandten oder Bekannten oder sogar 
mit Personen des öffentlichen Lebens und Be­
hörden des Auslandes geführt: ,,Will man uns? 
Können wir kommen? Wann? Wir sind jeder­
zeit zur Abreise bereit!" Die Antworten, die 
auf solche Briief e eingehen, werden dann hier 
in Deutschland in den Familien, im Hause, auf 
der Straße, in Vereinen und Wiirtshäusern hef­
tig diskutiert. So besteht ein starkes öffentliches 
Interesse an einer baldmöglichen Wiedereinrich­
tung halbamtlicher Beratungsstellen, für deren 
Leitung unsere besten Auslandskenner verpfliich­
tet werden müßten. Die Aufgabe derartiger, 
von den Landesregierungen, den Städten und 
,interessä,erten Organisationen zu finanzierenden 
Beratungsstellen wäre es, auf Grund der Samm­
lung und Auswertung aller Meldungen und 
Äußerungen über die Einwanderungspolitik der 
für cine deutsche Auswanderung in Frage kom­
menden Länder eine einheitliche Auffassung 
über die zukünftige Behandlung der deutschen 
Auswanderung herbeizuführen und so den Bo­
den für ein noch zu gründendes zentrales Aus­
wanderungsamt vorzubereiten. Di,e Beratungs­
stellen müßten gleichsam die Dachorganisation 
für alle Auswanderungsorganiisationen werden, 
die sich gerne einer sachkundigen Führung an­
vertrauen werden. Damit ist gl.eichzeitig die 
beste Gewähr für eine erfolgreiche Bekämpfung 
des Auswanderungsschwindels gegeben. 

Die Tänigkeit halbamtlicher Beratungsstellen, 
di,e man in eine beobachtende, beratende, hel­
fende und durchführ,ende aufgliedern kann, 
wird nicht der Auswanderungs p r o p a g a n d a 
dienen, sondern erfahrungsgemäß viele Illusio­
nen zerstören. Der Schwerpunkt der Beratung 
liegt ja gerade in der Ver hin der u n g plan­
loser und aussichtsloser Abwanderung, in der 
Erhaltung deutscher Arbeitskraft und der Ver­
meidung menschlicher Verluste. Der Volksmund 
nannte das Reichswanderungsamt nicht umsonst 
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„Reichswarnungsamt". Die Abratung wird in 
ihrer Bedeutung meist unterschätzt. Sie war 
immer viel größer als die Zuratung. Von zehn 
Auswanderungswilligen entschlossen ,sich nach 
eingeholter Beratung neun, doch lieber in der 
Heimat zu bleiben, was H. v. Freeden, 
der viele Jahre lang an maßgeblicher Stelle in 
der Auswanderungsberatung -gewirkt hat, durch 
einen Vergleich der Statistiken ,eindeutig nach­
weisen konnte. 

Stärker als in früherer Zeit werden .in Zu­
kunft die anerkannten caritativen Verbände, 
Arbeiterwohlfahrt und Gewerkschaften an der 
Lösung der AuswanderungsfraKen beteiligt sein. 
Bereits im Februar 1947 haben sich das Hilfs­
werk der Evangelischen Kirchen in Deutschland 
unter Leitung des Oberkirchenrats Dr. 
Schröder und der katholische Caritasver­
band unter Führung von Verwaltungsdirektor 
Dr. Theiss in Stuttgart zu einer Arbeits­
gemeinschaft zusammengeschlossen, die in der 
Sammlung einschlägiger Unterlagen für eine 
künftige Auswandererberatung äußerst rege ist 
und die Öffentlichkeit über den Stand der Aus­
wanderungsfrage laufend unterrichten will. Die 
endgültige Form der Zusammenarbeit zwischen 
den halbamtlichen Beratungsstellen und den 
caritativen Verbänden muß noch gefunden 
werden. 

In Württemberg-Baden ist beschlossen wor­
den, dem Hilfswerk der Evangelischen Kiirchen, 
dem Caritasverband und der Arbeiterwohlfahrt 
die Auswandel'llngsbera.tung anzuvertrauen, wäh­
rend gemeinnützige öffentliche halbamtliche 
Stellen nicht mehr errichtet werden sollen. 
Ob sich dieser völlige Verzicht auf halb­
amtliche Beratungs.stellen bewährt, muß die Er­
fahrung in Württemberg-Baden zeigen. Es dürf­
te davon abhängen, ob den caritativen Orga­
nisationen genügend sachkundige Mitarbeiter 
zur Verfügung stehen oder nicht. 

Zweifellos fallen ,der Wissenschaft bei der 
Planung und Lenkung einer zukünftigen Aus­
wanderung bedeutende Aufgaben zu. Dr. Scholz 
vom Verwaltungsamt für Wirtschaft in Minden 
forderte auf der bereits erwähnten Tagung in 
Rothenburg die Schaffung eines Universitäts­
instituts, das .sich speziell mit der Bearbeitung 
von Auswanderungsfragen befaßt. Geographen 
und Tropenlandw1irte, di.e umfassende theore­
tische und praktische Kenntnisse in allen Fragen 
des überseeischen Siedlungswesens besitzen, sind 
in eriSter Linie dazu berufen, die wi.s.senschaft­
lichen Grundlagen für eine erfolgreiche Aus­
wandererberatung zu erarbeiten. 

Schließlich ist noch auf einige Zweckorgani­
sationen zu verw,ei,sen, die der Pflege und Wie­
deranbahnung von Auslandsbeziehungen dienen. 
Ihre Mitgli.eder sind nicht neue Auswanderung.s-

willige, sondern deutsche Kaufleute, Pflanzer 
und Siedler, die bereits längere Zeit im Aus­
land gelebt haben. Der ,,Interessenverband 
Übersee" unter Leitung von Jobst von Dewitz 
ist als eingetragener unpolitischer Verein von 
der britischen Besatzungsbehörde zugelassen 
worden. In ihm sind Deutsche aus Afrika und 
Niederländisch-Indi,en zusammengeschlossen, die 
durch ein gedrucktes Mitteilungsblatt über den 
Stand der Auswanderungsfrage auf dem Laufen­
den g,ehalten wetden. H. von Freeden und 
H. ]. von Mellenthin gründeten eine „Ar­
beitsgemeinschaft Südamerika" als Vereinigung 
eines Kreises von erfahrenen Kennern der ibero­
amer,ikanischen Staaten. 

IV. Die Aufnahmebereitschaft des Auslandes 

Außer der Erklärung Bidaults ist bisher 
kein größeres Einwanderungsangebot speziell 
an die Adresse Deutschlands gerichtet worden. 
Di.e Äußerungen überseeischer Regierungen las­
sen zwar im allgemeinen eine Bereitschaft zur 
Aufnahme europäischer Auswanderer erkennen, 
wenden sich jedoch vorwiegend an Angehörig<! 
anderer Nationen (Flüchtlinge, Verschleppte) 
und berücksichtigen in ihren Ang.eboten Deut­
sche gar nicht oder erst an zweiter und dritter 
Stelle. Einer deutschen Masseneinwanderung 
.scheinen in vielen Fällen noch politische Beden­
ken geg,enüberzustehen. Die Ansiedlung geschlos­
sener Volksgruppen wird nicht erlaubt. Gesucht 
werden fast überall Landwirte, Facharbeiter 
und Techniker, abgelehnt hing,egen Kaufleute 
und - von Einzelfällen abg,esehen - Angehö­
rige geistig.er Berufe. Unverheiratete Leute ha­
ben .im allg,emeinen als Angestellte mehr Aus­
sichten als Verheiratete, da in der ganzen Welt 
W ohnung.smangel herrscht. Nur bei ländlichen 
Siedlern ist eine möglichst zahlreiche Familie 
erwünscht. In den ehemals kriegführenden Län· 
dern sind freie Arbeitsplätze vorwiegend heim­
kehr,enden Soldaten vorbehalten. 

Ein Teil der Einwanderung.sländer verlangt 
noch wie früher vor Erteilung des Visums oder 
bei Betret-en des Landes die Hinterlegung hoher 
Einwanderungsdepots (Chile, Co1umbien), an­
dere planen eine staat1iche Unterstützung der 
Einwanderer und hoffen, daß die UNO die 
Schiffstransporte übernimmt und finanziert. 

Grundsätzlich kann man sagen: je größer die 
Schwierigkeiten sind, die ein Land der Ein~ 
wanderung bereitet, um so günstiger sind dort 
die Lebensbedingungen. Je stärker es .selbst um 
Einwanderer wirbt, um so schlecht-er ist seine 
eigene Lag,e und um so mühsamer das Fort­
kommen für den Efowanderer. Viele über.see­
Regierungen tragen sich zwar mit großen Sied­
lungsplänen, können aber immer noch keine 
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konkret,en Bedingungen für deutsche Einwan­
derer bekanntgeben, weil sie nicht zu den Be­
satzungsmächten zählen und keinen Einfluß im 
Kontrollrat besitzen. Sie müssen daher erst den 
Friedensvertrag und die Schaffung normaler 
staatsrechtlicher Verhältnisse abwarten. Nach 
einer .Äußerung der Times kann aber trotzdem 
auf Jahre hinaus von einer freien Auswanderung 
für Mitteleuropäer nicht die Rede sein. Schon 
die Schwierigkeiten des Transports und der Er­
nährung v,erböten eine unkontrollierte Aus­
wanderung. Wenn auch Zentraleuropa ,ein Si­
cherheitsventil in Form der Auswanderung 
brauche, so müßten diese Bevölkerung.sbewe­
gungen doch von einer internationalen Organi­
sation geleitet werden, um die nationale Wirt­
schaftspolitik der verschiedenen Staaten au:foin­
ander abzustimmen. 

Auch nach öff nung der deutschen Gr,enzen 
ergeben sich für eine Massenauswanderung fol­
gende Schwierigkeiten: 

I. Bereitstellung des erforderlichen Schiffsrau­
mes und Bezahlung der Passagen. Vorläufig 
macht sich der Mangel an Transportraum bei 
den Alfüerten s.elbst noch · unangenehm be­
merkbar. Englische Beamte und Militärs 
z. B. müssen auf der Fahrt von Südafrika nach 

London im Zwischendeck reisen, aus dem die 
Kabinen zw,ecks Schaffung von Massenquar­
tieren beseitigt worden ,sind. Ein anderes 
Beispiel: Brasilien besitzt nur einen einzigen 
Dampf.er, der fqr Auswanderungszwecke in 
Frage kommt! · .. 

2·. Der Umfang kostenlos ztir Verfügung ste­
hender Ländereien ist . gering. Die an der 
Einwanderung .interessi,erten Länder müßten 
aber solche bereitstellen können, da die deut­
schen Einwanderer ohne Barmittel sein wer­
den. · 

3. Der völlig,e Kapitalmangel macht über die 
kostenlose Landzuweisung hinaus eine hin­
reichende Ausstattung der Siedler mit land­
wirtschaftlichen Geräten und eine laufende 
finanzielle Unterstützung mindestens bis zur 
Einbringung der ersten Ernte erforderlich. 

Eine derartig umfangreiche Subventionierung 
der Einwander,er ist in den meisten Ländern bis­
her nicht üblich gewesen und setzt erst noch di,e 
Schaffung entsprechender ges,etzlicher Grund­
lag,en voraus. Für auswandernde Handwerker 
und Facharbeiter bestehen diese Schwierigkeiten 
nicht im gleichen Maße, aber auch sie lauten bei 
völliger Mittellosigkeit Gefahr, in der prole­
tarischen Masse unterzugehen. 

STELLUNG UND BEDEUTUNG DER SOZIALGEOGRAPHIE 

H. Bobek 

I. 

Es ist eigentümlich, welch geringe Rolle der 
Begriff der „Gesellschaft" und alle die mit ihm 
verbundenen oder von ihm abgel,eiteten Begriffe 
und Lehren iin der deutschen Geographie bis­
lang spielen. Man begnügt siich zumeist mit den 
allgemeinsten und augenfälligsten menschlichen 
Gruppierungen, den Siedlungsgemeinschaften, 
den Staaten, Völkern und Religionsgemeinschaf­
ten. Sieht man sich bei eindningenderen Unter­
suchungen über Wirtschaft und Siedlung be­
stimmter Gegenden genötigt, auch mit .speziel­
leren menschliichen· Gruppen zu operieren, so 
nimmt man iim allg,emeinen diese Gruppen als 
etwas Gegebenes hin und sieht sich nicht veran­
laßt, hierüber vom geographischen Standpunkt 
aus besondere Betrachtungen anzustellen, ge­
schweige ihnen im System der Geographie des 
Menschen einen Platz anzuweisen. Ernsthafte 
V ersuche, eine Br,esche und Brücke hinüber zur · 
Gesellschaftswis.senschaf t, zur Soziologie zu 
schlag,en, sind bisher kaum gemacht worden, 

trotzdem man sich hüben und drüben mit den 
Menschen und ihren Betätigungen befaßt 1). 

In ungleich stärker,em Maße besteht eine 
solche Beziehung in England und Frankreich, 
zum Vorteil beider Wissenschaften meines Er­
achtens. Wenn wir die französischen länder­
kundlichen Darstellungen, mindestens viele von 
iihnen, als besonders abg,erundet und ausgewogen 
auch im anthropogeographischen Teil empfin­
den, so beruht dies nicht zum wenigsten · auf 
ihrer Aufgeschlossenheit gegenüber sozialen Fra­
gen. Auch in der allgemeinen „Geographie 

1) Es ist hier eigentlich nur P. H. Schmidt zu 
nennen (Einführung in di,e allgemeine Geogr-aphie der 
Wirtschaft. Jena. 1932.). Die Einführung eines Abschnit­
tes „Soziogeographie" in die aHgemeine Geographie des 
Menschen durch H. Hassinger (Hdb. d. Geogr. Wiss., 
hrsg. durch F. Klute. II. Bd. Potsdam. 1933.) bedeutet 
als solche eine Tat, doch bleibt die Ausführung noch un­
beflriedigend. Auf wesentliche neuere Versuche (R. Buscb­
Zantner) soll später hingewiesen wei,den. Von soziologi­
scher Seite hat z. B. A. Günther sehr ,entschieden die 
Verbindung zur Geographie herüber herzustellen gesucht 
(vergl. A. Günthe-r, Die alpenländische Gesellschaft, 
Jena. 1930). 
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